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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Dritten Gesetzes 


zur Änderung und Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes 

- Nr. 2164 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Patentrecht und gewerblichen Rechtssdiutz 

(16. Aussdiuß) 


Entwurf 

§ 1 

1. „Erstes Überleitungsgesetz“ das Erste 
Gesetz zur Änderung und Überleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Rechtsschutzes vom 8. Juli 
1949 (WiGBL S. 175), 


§ 4 

Die Aufrechterhaltung eines Alt-Schutz- 
rechts österreichischen Ürsprungs oder die 
W eiterbehandlung einer Alt-Patentanmel- 
dung österreidiisdien Ursprungs ist von dem 
Inhaber oder dem Anmelder oder seinem 
Rechtsnachfolger innerhalb von sechs Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
schriftllda beim Deutsdien Patentamt zu be- 
antragen. 


§ 5 ^ 

Das Patentamt beschließt über den An- 
trag auf Aufrechterhaltung eines Alt-Patents 
österreichischen Ursprungs oder auf Weiter- 
behandlung einer Alt-Patentanmeldung 
österreichischen Ursprungs ohne Prüfung, ob 
das aufreditzuerhaltende oder zu erteilende 
Patent sich auf das Geltungsgebiet des Patent- 
gesetzes vom 5, Mai 1936 erstreckt hat oder 
erstreckt haben würde. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(§ 1) 

1. „Erstes Überleitungsgesetz“ das Erste 
Gesetz zur Änderung und Überleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Reditsschutzes vom 8. Juli 
1949 (WiGBl. S. 175), erstreckt durdi 
Verordnung der Bundesregierung vom 
24. September 1949 (BGBl.-S, 29) auf 
die Länder Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Hohenzollern und den 
bayerischen Kreis Lindau. 

S 4 

(1) Die Aufrechterhaltung eines Alt-Schutz- 
rechts österreichischen Ursprungs oder die 
Weiterbehandlung einer Alt-Patentanmel- 
dung österreicliisdhen Ursprungs ist von dem 
Inhaber oder dem Anmelder oder seinem 
Rechtsnachfolger innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
schriftlich beim Deutschen Patentamt zu be- 
antragen. 

(2) Aufrechterhaltungsanträge, die bereits 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes beim Deut- 
schen Patentamt gestellt worden sind, 
brauchen nicht wiederholt zu werden. 

§ 5 

Das Patentamt entscheidet über den An- 
trag auf Aufrecliterhaltung eines Alt-Patents 
österreichischen Ursprungs oder auf Weiter- 
behandlung einer Alt-Patentanmeldung 
österreichischen Ursprungs ohne Prüfung, ob 
das aufrechtzuerhaltende oder zu erteilende 
Patent sidi auf das Geltungsgebiet des Patent- 
gesetzes vom 5. Mai 1936 erstreckt hat oder 
erstreckt haben würde. 
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vierter Teil 


Vierter Teil 

Verlängerung von Prioritätsfristen 
§ 27 

(1) Die Fristen zur Inanspruchnahme 
eines Prioritätsrechts auf Grund eines 
zwisdienstaatlichen Vertrages aus Anmeldun- 
gen von Patenten, Gebrauchsmustern oder 
Warenzeichen, die vom 8. Mai 1945 bis zum 
30. September 1949 bewirkt worden sind, 
werden zu Gunsten österreichischer Staats- 
angehöriger verlängert, wenn Gegenseitig- 
keit gewährt ist. Der Bundesminister der 
Justiz stellt durdi Bekanntmachung im Bun- 
desgesetzblatt fest, ob Gegenseitigkeit ge- 
währt ist, und bestimmt den Tag, bis zu dem 
die Fristen verlängert werden. 

(2) Die Frist zur Abgabe der Prioritäts- 
erklärung (§ 27 des Patentgesetzes) endet 
nidit vor Ablauf des nach Absatz 1 zu be- 
stimmenden Tages. 

§ 28 

Dritte, die vor dem Tag der Nachanmel- 
dung und früher als ein Jahr vor dem nach 
§ 27 zu bestimmenden Tage die Erfindung 
im Inland in gutem Glauben in Benutzung 
genommen oder In dieser Zeit die erforder- 
lidien Veranstaltungen dazu getroffen hat- 
ten, sind befugt, diese Benutzung nach Maß- 
gabe der Bestimmungen in § 7 Absatz 1 
bis 3 des Patentgesetzes fortzusetzen. 


Verlängerung von Prioritätsfristen und Erneue- 
rung von international registrierten Marken 

§ 27 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Dritte, die vor dem Tag der Nachan- 
meldung und früher als ein Jahr vor dem 
nach § 27 zu bestimmenden Tage die Erfin- 
dung im Inland in guten Glauben in Benut- 
zung genommen oder in dieser Zeit die er- 
forderlichen Veranstaltungen dazu ge- 
troffen hatten, sind befugt, diese Benutzung 
nach Maßgabe der Bestimmungen in § 7 Ab- 
satz 1 bis 3 des Patentgesetzes fortzusetzen. 

§ 28 

(1) Ist eine international registrierte 
Marke eines Österreichischen Staatsange- 
hörigen, die nach dem 30. Juni 1944, aber 
vor dem 1. Januar 1951 mangels rechtzeitiger 
Erneuerung oder rechtzeitiger Zahlung der 
Ergänzungsabgabe nach Art. 8 Abs. 4 des 
Madrider Abkommens vom 14. April 1891 
über die internationale Registratur von 
Fabrik- oder Handelsmarken (RGBl. 1937 
II S. 608) den Schutz verloren hat, bis zu 
einem nach Absatz 2 zu bestimmenden Tag 
erneut International registriert worden, so 
erhält sie im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland den früheren Zeitrang wieder, 
wenn Gegenseitigkeit gewährt ist. 

(2) Der Bundesminister der Justiz stellt 
durch Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt 
fest, ob Gegenseitigkeit gewährt ist und be- 
stimmt den Tag, bis zu dem die Marke nach 
Absatz 1 erneut International registriert sein 
muß. 
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